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darstellen. Das allein unterstreicht schon die große Bedeu­
tung der in der Konvention enthaltenen Regelungen hin­
sichtlich des Nachfolgetyps „neuer unabhängiger Staat“.

Vereinigung und Separation von Staaten

Soweit Vereinigung und Separation nicht untrennbar mit 
der Dekolonialisierung verbunden sind (und demzufolge 
nach den Regeln des eben därgestellten „neuen unabhän­
gigen Staates“ behandelt werden), gilt für diese Fälle der 
Grundsatz der Kontinuität.

In Art. 31 §1 heißt es: Wenn zwei oder mehr Staaten 
sich vereinigen und einen Nachfolgestaat bilden, bleibt 
jeder Vertrag, der zum Zeitpunkt der Staatennachfolge in 
bezug auf jeden von diesen Staaten in Kraft war, weiter­
hin in bezug auf den Nachfolgestaat in Kraft, wenn nicht 
der Nachfolgestaat und der andere Staat (bilaterale Ver­
träge) oder die anderen Vertragsstaaten (multilaterale Ver­
träge) etwas anderes vereinbaren oder wenn die Anwen­
dung des Vertrages auf den Nachfolgestaat mit den Zie­
len und Zwecken des Vertrages unvereinbar ist bzw. die 
Bedingungen seiner Erfüllung radikal verändern würde.

Hier ist, ausgehend vom Grundsatz der Vertragskonti­
nuität, zugleich eine Ausnahmeregelung für den Fall vor­
gesehen, daß die Vertragstreue mit der Vereinigung oder 
den Vertragszielen selbst im Widerspruch steht. Da eine 
Staatenvereinigung im allgemeinen auf der Basis eines 
völkerrechtlichen Vertrages und auf der Freiwilligkeit be­
ruht, ist die Kontinuität der Verträge gerechtfertigt und 
entspricht der Staatenpraxis. Um so mehr mußte es über­
raschen, daß die BRD vorschlug, im Falle der Vereinigung 
das clean-slate-Prinzip dann anzuwenden, wenn Vertrags­
verpflichtungen der Vorgängerstaaten einander ganz oder 
teilweise widersprechen. Gegen diesen Antrag wandten 
sich mit Entschiedenheit zahlreiche Staaten, darunter auch 
eine Reihe westeuropäischer Länder. Die BRD zog darauf­
hin ihren Antrag zurück.

In Art. 34 §1 heißt es: Wenn sich ein Teil oder Teile 
des Territoriums eines Staates abtrennen, um einen oder 
mehrere Staaten zu bilden, unabhängig davon, ob der Vor­
gängerstaat bestehen bleibt oder nicht, gelten die Verträge 
für das jeweilige Territorium grundsätzlich fort.

In dieser Disziplin sind dem Wesen nach zwei ver­
schiedene Nachfolge typen erfaßt: die Separation und der 
Zerfall eines Staates (dissolution). Diese Zusammenfassung 
ist geschehen, weil die Rechtsfolgen für beide Nachfolge­
typen bezüglich der Verträge als im wesentlichen gleich­
artig betrachtet werden. Der Grundsatz der Vertragskon­
tinuität gilt hier ebenso wie bei der Vereinigung, wobei 
analoge Ausnahmen vorgesehen sind.

Regelung von Streitigkeiten

Es versteht sich, daß die Anwendung oder Auslegung einer 
völkerrechtlichen Konvention Streitigkeiten hervorrufen 
kann und daß dem durch ein Verfahren der friedlichen 
Streitbeilegung Rechnung zu tragen ist.

Das in Art. 41 bis 45 vorgesehene Streitbeilegungssy­
stem stellt Konsultationen und Verhandlungen zwischen 
den Streitparteien in den Vordergrund. Erst wenn diese 
erfolglos bleiben, ist nach Ablauf von sechs Monaten auf 
Bitte einer Streitpartei die Einleitung eines Schlichtungs­
verfahrens gemäß Art. 42 (verbunden mit den in einer 
Anlage dazu enthaltenen Vorschriften für eine Schlich­
tungskommission) zulässig. Die Entscheidungen der 
Schlichtungskommission haben nur Empfehlungscharakter 
und sollen dazu dienen, den Streitparteien die Lösung des 
Problems zu erleichtern.

Eine Überweisung des Streitfalls an den Internationa­
len Gerichtshof und dessen verbindliche Entscheidung sind 
nur dann möglich, wenn a l l e  beteiligten Streitparteien 
ausdrücklich ihr Einverständnis hierzu erklären. Man be­
zeichnet dies als opting-in-Prinzip, d. h. eine obligatorische

oder automatische Zuständigkeit des Internationalen Ge­
richtshofs wird als nicht ipso jure gegeben angesehen. Die 
Vorschläge der USA und anderer westlicher Länder sahen 
demgegenüber das opting-out-Prinzip vor, d. h. die Zu­
ständigkeit des Internationalen Gerichtshofs wird als 
grundsätzlich gegeben angenommen und kann nur durch 
einen ausdrücklichen Vorbehalt ausgeschlossen werden. 
Die in der Konvention getroffene Regelung ist am besten 
geeignet, die souveräne Gleichheit der Staaten zu gewähr­
leisten.

Zur Namibia-Frage

Die Konferenz befaßte sich auch mehrfach mit Namibia. 
Das Ergebnis ist in einer speziellen Resolution enthalten. 
Unter Bezugnahme auf die entsprechenden Beschlüsse der 
Vereinten Nationen wird erneut die Illegalität der Okku­
pation Namibias durch Südafrika bekräftigt und die Wal- 
vis Bay als integraler Bestandteil Namibias anerkannt. 
Die entscheidende These in der Resolution lautet, daß 
„Südafrika nicht als Vorgängerstaat eines künftigen un­
abhängigen Staates von Namibia“ zu betrachten ist.

*

Die Wiener Konvention über die Staatennachfolge in Ver­
träge ist ein beachtlicher Beitrag zur Kodifizierung, aber 
vor allem zur Weiterentwicklung des Völkerrechts. In der 
Präambel werden die durch den Dekolonialisierungspro- 
zeß eingetretenen Veränderungen und die durch die Kodi­
fizierung eintretende größere Rechtssicherheit besonders 
hervorgehoben sowie die Vertragstreue und die Beachtung 
der allgemeinen multilateralen Verträge als wesentlich für 
die Festigung des Friedens und die internationale Zusam­
menarbeit betrachtet. Außerdem wird auf die Prinzipien 
der Charta der Vereinten Nationen und die Achtung der 
territorialen Integrität und politischen Unabhängigkeit der 
Staaten sowie auf die Menschenrechte hingewiesen. 
Schließlich wird der Zusammenhang zur Wiener Vertrags­
rechtskonvention unterstrichen und auf die Fortgeltung 
von Gewohnheitsrecht verwiesen.

Es kann insgesamt damit gerechnet werden, daß diese 
Konvention sehr bald in Kraft tritt. Wenn sie in den acht­
ziger Jahren noch durch eine Konvention zur Staatennach­
folge in andere Materien als Verträge ergänzt wird, 
dann kann man eines der kompliziertesten und umstrit­
tensten Gebiete des Völkerrechts als kodifiziert betrach­
ten.
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Der Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) wurde 1949 als erste 
Internationale Organisation sozialistischer Länder gegründet. Seine wach­
sende Bedeutung bedingt, daß eine immer größere Anzahl von Staats­
organen, wirtschaftsleitenden Organen und Betrieben der DDR in Aktivi­
täten der Ratsorgane einbezogen wird.

Die vorgelegte Dokumentensammlung stützt sich im wesentlichen auf 
den vom Sekretariat des RGW 1976 herausgegebenen 1. Band der Grund­
dokumente des Rates, dem 1977 ein 2. Band zu Einzelfragen folgte. Erst­
mals werden die Statuten und Verfahrensregeln der Ratsorgane in deut­
scher Sprache veröffentlicht.


